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Anfrage Wilhelm 

 

betreffend Direktvergabe der Provisorien beim Konvikt 

 

Antwort der Regierung 

 

Die provisorischen Unterkünfte sind Teil des Gesamtprojekts "Gesamtsanierung 

Konvikt". Für dessen bauliche Instandsetzung wurde im Jahr 2016 ein selektiver Ge-

samtleistungswettbewerb gemäss WTO-Abkommen über das öffentliche Beschaf-

fungswesen) öffentlich ausgeschrieben. Mit Beschluss vom 22. November 2016 

(Prot. Nr. 1026) vergab die Regierung unter Vorbehalt der Kreditgenehmigung durch 

den Grossen Rat den Gesamtleistungsauftrag für die bauliche Instandsetzung des 

Konvikts einem einheimischen Konsortium mit dem Architekten Pablo Horvath (Sie-

gerprojekt "Weniger ist mehr") zum Gesamtbetrag von rund 24.8 Mio. Franken. Die-

ser Auftrag wurde mit Beschluss der Regierung vom 8. August 2017 (Prot. Nr. 661) 

für die während der baulichen Sanierung des Konvikts temporär benötigten Unter-

kunftsprovisorien im Rahmen einer Freihandvergabe um rund 2.7 Mio. Franken er-

weitert. Ausschlaggebend für die freihändige Erweiterung des Grundauftrages waren 

die vom Totalunternehmer bei den Provisorien zu leistenden Koordinations-, Vorbe-

reitungs- und Installationsarbeiten sowie dessen Gesamtverantwortung für Termine, 

Qualität und Kosten. 

 

Bei den auf Mietbasis beschafften Provisorien handelt es sich um eine innovative 

Produktneuheit eines regionalen Holzbauunternehmers. Der Baustoff Holz ist ökolo-

gisch und die Module sind energetisch hocheffizient. Die Mietlösung ermöglicht die 

Weiterverwendung (Folgenutzung) der Module nach Abschluss der Konviktsanierung 

und führt deshalb für den Kanton zu tiefen Kosten. Marktabklärungen des Kantons 

hatten damals ergeben, dass die Produktneuheit deutlich preisgünstiger war als die 

Miete herkömmlicher Wohncontainer. Die vom Kanton angestrebte Nachhaltigkeit 

kann mit der gewählten Lösung vorbildhaft erreicht werden. Im vom Grossen Rat ge-

nehmigten Verpflichtungskredit von 31.4 Mio. Franken für die Gesamtsanierung des 

Konvikts waren die Kosten für die Provisorien enthalten und offen ausgewiesen (vgl. 

Jahresrechnung 2016, S. 64 ff.). 
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Zu Frage 1: Die Medienschaffenden des Schweizerischen Fernsehens wandten sich 

mit ihrer Anfrage an das für die Projektrealisierung zuständige Hochbauamt. Gemäss 

dem üblichen Vorgang bei Medienanfragen erteilte hierauf der Kantonsbaumeister 

als offizielle Ansprechperson des Hochbauamtes Auskunft. 

Zu Frage 2: Die Regierung erachtet unter der Gesamtwürdigung aller beschaffungs-

relevanten Aspekte das gewählte Vorgehen nach wie vor als richtig und beurteilt die 

Auftragserweiterung als im Einklang mit den submissionsrechtlichen Bestimmungen. 

Zu Frage 3: Gemäss der kantonalen Vergabestatistik nahm die kantonale Verwaltung 

in den vergangenen fünf Jahren (2014–2018) 188 Mal gestützt auf eine Ausnahme-

bestimmung von Art. 3 der kantonalen Submissionsverordnung (SubV; BR 803.310) 

eine Direktvergabe vor, dessen Auftragssumme über dem Schwellenwert für das 

freihändige Verfahren lag. Grösstenteils handelte es sich dabei um Auftragserweite-

rungen, die aufgrund projekttechnischer Abhängigkeiten oder anderer Besonderhei-

ten an den ursprünglichen Anbieter vergeben werden müssen. Aber auch die weite-

ren in Art. 3 SubV aufgeführten, aus dem WTO-Abkommen abgeleiteten Ausnahme-

bestimmungen werden bei begründetem Bedarf von den Beschaffungsstellen ange-

rufen. So können Dringlichkeitsgründe (z.B. Felssturz Molina-Buseno), Sicherheits-

gründe (z.B. Drohnendetektionsanlage JVA Tignez) oder fehlende Auswahl (z.B. Be-

zug von Auftausalz bei den Schweizer Salinen) für eine Freihandvergabe über den 

massgeblichen Schwellenwerten relevant sein. 

Zu Frage 4: Der Kanton wird auch in Zukunft die zu wählende Verfahrensart indivi-

duell prüfen und in Beachtung der submissionsrechtlichen Vorgaben festlegen. Bei 

Erfüllung der vom Gesetzgeber vorgesehenen Ausnahmebestimmungen sollen diese 

weiterhin restriktiv angewandt werden. 

Zu Frage 5: Die submissionsrechtlichen Ausnahmeregelungen ermöglichen eine 

fach- und sachgerechte Vergabe in besonderen Fällen. Sie werden nicht allgemein 

von den Beschaffungsstellen angewandt, sondern zurückhaltend angerufen. Die Ge-

fahr einer allgemeinen Wettbewerbs- oder Innovationshemmung stellt sich somit 

nicht. 
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